
Badische Landesbibliothek Karlsruhe

Digitale Sammlung der Badischen Landesbibliothek Karlsruhe

Karlsruher Zeitung. 1784-1933
1921

29.7.1921 (No. 174)



M17L Freilag, de» LS. Juli 1921 1V4. Jahrgang

Expedition:
«arlfritdrich .
StraßeNrlt
Fernsprecher:

Rr. SöL
«nd8ö4

Poslscheckkent«
Karlsruhe
«r- »SkS. Badischer Staatsanzeiger

Havptschrist-
leitee

L- L » e » d.
Lr« k

>md Perl»,
« . «rasche

Hechuch -
druckweicheide
M Ri» EDr>he^

v « » n » » * » ei « r I » K« lSr»h« u«d au««Sa« frei in« H««S »etichert «ierUljlhftlch >i ^ »0 — Sin>«l»mm»« » cht — A « t « izenzeb ü he : die tmal Hef»o!«e« Pwüzrde «der der«, « emu « chk «riefe « dGelder frei, v « Lieirrholnugen « riffeprr Aetrrt. der ett «difeierrdr« «i» u»d verweigert » erd«» km», wen« nicht dirmen »irr Seche» «ach LmpS« , »er liech«»»»» ikchl»»» erf«t«t. Bei iNnarrrdsl,« ,,»nvaMg»« ij«r Beitreibun, >,»d ««ckurSuerfahre » fall, »er « ich»« fort. « rWtdwgwrt 0« « r>ch«. — 9» F«»e um, bSderer « ewe«. Swich Sperre , «»«chem mg, M- ichmenbruch , ich « « ich» ««ch teur» unserer kirfrr-ntm hat der Inserent kein, Ansprüche , chll« die Zeitung «erchichch, in befchrtaku» Umbu^ e «der »icht erschein. — Kür «eiepchmisch» Addeftrilun« »m> «ureun» » «» chch, - -Umxrt-ngtr Drucksache« « ch « awstkriv« - erde» »icht Diriutgê de» « r» «« » i» Irnieetei «erpittchtn», M pW»» r»scher Vergütung übernom» «». ^

Nintlicker Teil .
« egierung und Tcuenmg .

— Da » Ministerium des Innern beruft auf Movtag tz ex
8. Augu st, vormittags 10 Uhr, ein« Zusammentunst der Per -
treter derDerbraucherorganifatisuen er», um « ft
Len Teilnehmer » über die jetzt sich wieder stärker bemerkbar
machende Teuerung zu verhandeln .

Mer ist der Schuldige?
dtnützlich der Hinrichtung de» wegen Raubmordes an de»

bonrschtn Itauimlun« Unrgman « in Höchst a .« . Z»« Tode
»erurteitte » littarottaners Btohammrd be» Ahmed wird u«S
a»S Mainz geschrieben :

Der Gerechtigkeit ist also Genüge geschehen , den Raubmör¬
der hat sein Schicksal erreicht, und mit von Stolz geblähter
Brust haben die Franzosen durch Draht und Fuitteulurm in
alle Welt die 'setbswerMnüüchieit hinausposaurtt , daß man
ausnahmsweise im besetzten Gebiet, wo sonst nur Deutschedie große Härte des kriegsgerichtlichen Verfahrens kennen
lernen , auch einen Franzosen , und zwar einen schwarze»
Franzosen seinem zuständigen Richter nicht nur vurgesüyrt ,
sondern auch dem Gesetz entsprechend verurteilt und sogar da»
Urteil an ihn vollzogen hat. Aber hat das Gericht denn wirk¬
lich, und das ist die Frage , den Schuldigen verurteilt ? War
der farbige Franzose , der in Höchst de» Mord beging, auch
wirklich der Allrinschnldige an seinem Verbreche» ? ES istkaum anzuliehmen, daß dieser gläubig « Mohammedaner über¬
haupt das Bewußtsein hatte, eine Schuld auf sich geladen z»
haben ; hatte er doch einen Feind erschlagen, war nach den Ge¬
boten seiner Religion unter allen Umstanden «in gutes Werk
bedeutet.

Nach der Prozedur , so wird berichtet, ritt der französischeGouverneur von Atainz , General Schmidt , zu den deutschen
Herren , begrüßte sie und sagte: „Meine Herren , Sie haben
soeben gesehen , daß Frankreich Gerechtigkeit übt ". Man kan»
sich vorstellen, welches Erstaunen diese naive Äußerung bei den
beiden deutschen Vertretern , die ja im besetzten Gebiet wohnen,
hervorgcrufen haben muß.

Aus der sonst jede Einzelheit mit behaglicher . Breite ausma -
lenden Schilderung der Erschießung geht nicht hervor , welcher
Mohammed Ben Achmed — wie viel« mag es Deren gebe» —
der Unglückliche war . Nur aus der Tatsache, daß er in einem
marokkanischen Regiment stand, tann man schließen, daß er
Wahrscheinlich ein geborener Ndaroktaner war ; er mag unter
Gott weiß welchen . Versprechungen aus seinem Heimatdorf
ortgelockt, vielleicht sogar gepreßt worden sein, nm mitzuhel-
en, gegen die deutschen „Barbaren " zu kämpfen. Was magman ihm über uns erzählt haben, um seinen Fanatismus auf -

zupeitschen und seinen Haß gegen die Deutschen zu wecken
und aufs Höchste zu steigern ! Man hat dann Mohammedben Ahmed, wie tausend und tausend andere seiner Stammes¬
brüder ans Afrika, in irgendeiner französischen Garnison zumMassenmord dressiert und ihm den Gebrauch der modernste«
Mordwaffen gelehrt, und das böse Beispiel im Kriege selbsthat die letzten Hemmungen endgültig zerstört . Was Wunder ,wenn der farbige Franzose den Unterschied nicht versteht, und
daß es ihm nicht einleuchten will , daß er jetzt plötzlich nicht das
Recht haben soll, irgendeinen Deutschen tvtzujchlagen, um sich
selbst dadurch eine bequemere Lebenslage zu schaffen. Wie
soll sich her arme Wüstensohn kn diesen feine» moralische»
Unterscheid »»^ » zurechtfinden, die überdies mit de» Anschau-
Ungen seiner Religion, die de« Feind z» töten befiehlt, i»
Widerspruch stehen ? Daraus ergibt sich aber klar und deutlich,wo die eigentliche Schuld liegt : Nicht den arme » Teufel Mo¬
hammed ben Ahmed, dessen blutiger Körper auf dem MainzerSand seine Seele in Mohammeds siebent:» Himmel schickte ,und der dort alle Freuden seines Paradieses erwartet , trifftdie Schuld an seinem furchtbarem Verbreche«, das er als rin
solches gar nicht «»sehen konnte, nein, seine militärischen Er .zieher, das sanze System ist es, das vor de« Richter gehört,vor allem dir französische Regierung , die halbwilde Volks¬
stämme nicht nur während des Krieges auf deutsch« Soldaten
iosgrlassrn hat. sondern auch jetzt noch nach dem Friedens -
schlnß zur Bedrückung einer fast zu Tode gehetzten , wehrlosenBevölkerung verwendet.

Die Erschießung des Mohammed ben Ahmed ist übrigensnicht einmal das traurigste Ende» das diese Afrikaner , die
Sum französischen Heeresdienste gepreßt wurden , fern von derHeimat finden . Wer die Lazarette »nd Krankenhäuser der
französischen , Rheinarmee im besetzten Gebiet durchwandert ,vem fällt sofort auf, welch erschreckend hoher Prozentsatz dermwt liegenden Kranken die Schwarze » und Braunen ausma -
chvn . Alle sind die Tuberkulose und anderen Lungenkrank-httten rettungslos verfallen . Früher , als man die Dauer des
«Krieger noch nicht voranssehen konnte, hatte die französische«mlitärische Leitung allerdings noch die Gewohnheit , diese
wfnkanrschen Regimenter insofern zu schonen , als man sie imWinter nicht unserem kalten Klima aussetzte, sondern »achSudsrankreich beförderte. Anders jetzt u Sommer wir Winter«egen die farbigen Regimenter — einige Ausnahmen ändern anVieser Tatsache nicht das geringste — im besetzten Gebiet , den
« der winterlichen Witterung ausgesetzt. Tag nnd
^ acht auf Posten, auf Streifkommandos unterwegs , ans den« xerzierplätzen gedrillt . Warum jetzt plötzlich diese Härte ?Von allen Kolonialmächten wurde schon während lwS Krie¬ges ore Gefahr erkannt , die von den militärisch gut auögebil-

deten afrikanischen Truppen nach ihrer Entlassung in die Hei¬mat droht. Man rechnet mit der Möglichkeit , daß die Farbige «
ihre neuen militärischen Kenntnisse auSuutzeu und sich gegenihre bisherigen Beherrscher mit deren eigenen Waffe » wen¬den Nunten . Im Frankreich hat man diese Gchankengämge kei.
neisweg» leicht genommen. Die Methode, die es seinen far¬bigen Truppe » gegenüber in Anwendung bringt , liefert dafüreine« schauerlichen Beweis. Kaum einer dieser farbigen Fran¬zosen wird je seine Heimat « Sdrrsrhes , die Tuberkulose wird
sie aSe dahinraffem »

Im Name« der Meuschlichkeft muß gegen das jetzigeVersah ,ren der Franzosen ihren afrikanischen Landsleute « gegenüb«
schärfste »? protestiert werden. Die Verweisung farbigerTruppen überhaupt und die Besetzung der deutschen rheinische«Gebiete mit ihnen ist an und für jich schon das furchtbarst»Verbreche« au der weiße» Rasse, das man sich denke» kam».
Mohammed ben Ahmed ist als Mörder erschossen worden ; die
HauvtschuLigen aber haben das Urteil gesprochen und voll¬
zogen, und die arm« deutsche Bevölkerung i» besetzte» Gebiet,sie ist nach wie vor auSgesetzt den Bedrohungen und Bedrück«« ,
ge« durch jene farbigen Franzofen , die einfach nicht i» der
Lage sind» das moralisch Verwerfliche ihrer eigenen Latex zubereife » .

Die Dm,ziger Frage.
Mit der Jnkrafterklärung der Danziger Verfassung nnd der

Bestätigung des Senats durch den Bölkerbnndsrat ist die
Gründnt ^ des Danziger Freistaates völkerrechtlich vollendet.Das Ereigms ist iu der deutsche« Presse « icht weiter beachtetworden, und es erscheint angebracht, heute noch einmal rück¬
blickend die Pe ' ittk. die « ..-der Abtrennung Pouierelleu » undder Gründung des Danziger Freistaates Gestalt angenommenhat , in ihren Zielen und Absichten darzulegew.

Der Freistaat Danzig ist ein Brückenkopf der e«Kirschen Ost¬politik und richtet sich, als ein Gegengewicht « kgen die fran¬
zösisch-polnischen , auf die Beherrschung Rußlands « nd Pr « E
ßeus abzseiende rr Pläne . Die Danzig » Verfassung ist! das
Spirgelbiid dieser widerstreitenden Kräfte, denen sie ihre Ent¬
stehung verdankt. Danzig ist ein Freistaat und wiederum kein
freier Staat . Das Danziger Deutschtum besitzt ein gewisses
Selbstbestimmungsrecht, soweit seine häuslichen Angelegenhei¬ten iu Frage kommen , und wiederum kein SelbstbestimmuugS.recht, sobald es sich um Fragen der äußeren Politik handelt .Au Danzig regiert der Volkstag und der Senal , aber überdem Volkstag und dem Senat thront der Oberkommissar deSKölkerbundes. Die Regelung der auswärtigen Angelegen¬heiten, die Vertretung der Danziger Interessen , die Wahrungder Rechte Danziger Staatsbürger ist Sache Polens und des
polnischen auswärtigen Dienstes. Eine bewaffnete Macht darfDanzig nichthalten . Die Fabrikation von Waffen ist untersagstDie durchgehenden Eisenbahnen stehen unter polnischer Ober¬
hoheit. Andererseits kommt Danzig als FlottenbasiS für Pa -len nicht in Fragen Dkunitionstransporte dürfen lageg :»
Danzig passieren. Und so ist denn das Ergebnis der Frei -
staatgründung für die Danziger Bevölkerung eine durchaus un-
sichere, schwebende außenpolitische Lage, und daraus folge»
zweifelhafte wirtschaftliche Aussichten . Bei der zwitterhafte »
Rechtslage, der Unsicherheit des militärischen Schutzes emp-
fiehlt sich Danzig nicht in dem Maße für auswärtige Kapitals ,anlagen , wie ein verfrühter Optimismus wohl gehofft hätte .Polen bemüht sich bei jeder Gelegenheist di« Danziger Selb¬
ständigkeit weiter zn schmälern. So hat man dieser Tage die
Rechtsgültigkeit sämtlicher Verträge angezweifelst die ohne dieMt Wirkung der polnischen Diplomatie , lediglich durch Ver¬
mittlung der Vertretung des Völkerbundes abgeschlossen worden
find.

Denn Pole » betrachtet den Danziger Freistaat im Sinneber französischen Politik lediglich als LbergangSzebilde. ES
hat nicht die Absicht, die letzte Hochburg deutschen Unterneh¬
mungsgeistes , deutscher kaufmännischer wirtschaftlicher Tätig ,keit vor seinen Tore» unangetastet zu lasse« .

Unmittelbare Gefahren bestehen für Danzig solange nicht,wie der Friedenau stand im Osten anhält . Jedoch muß jede
kriegerische Verwickelung » sei es ein russisch-polnischer Krieg,besonders aber Verwicklungen mit Deutschland, eine schlechthinunmögliche Lage schaffen . Danzig wird aisvann zum Zank¬apfel dreier Rationen : nämlich Poieu -FraukreichS. Deutsch¬lands und Englands . England scheint in Anbetracht der
Schwierigkeit des militärische» Stotzes sei« Danziger Plaue
aufgegeben zu haben. Man denkt darau » auf der Insel Goi -
laut» eine englische Handelsempore zu schaffen . Das wäre
gleichbedeutend mit der Vernichtung jeglicher Hoffnung Dan¬
zigs auf die alte HandelSvormachtstellung in der Ostsee. DaS
Hinterland Polen ist zu arm, zu uaentwickelst politisch zu sehr
zerrissen, um die Grundlage großzügiger Handelspolitik roeit-
auSschauender Unternehmungen abzugeben. Die einzigeHoffnung auf eine gewisse Zukunft bietet die Schiffahrt . Die
Notlage PvleuS bedingt noch für Jahre hinaus , jedenfalls so¬lange , wie das französische finanzielle Interesse anhält . die
Aussicht auf einen RotstandSverkehe. Die WirtschaftSkrifis ix
Polen erzeugt andererseits ein ungeheuer starkes Auswande »
ruagsbedürsuis . Die Auswanderung findet in Danzig ihrnatürliches Ausfalltor . Es ergeben sich hieraus einige be¬
grenzte Erwartungen auf ein nutzbringendes AuswanderxngS »
geschäft. Doch find die gegenwärtige» Schwierigkeit«» . der
weltpolitischen Lage für Danzig nnd seine Zukunft eine rra»
«mittelbare Gefahr , die jeden Augenblick den Bestand dieservülkerbundlichea Rotgründung erschüttern kau«.

Mcpublikgmscker Mock.
Unter diesem Titel briugt der Karlsruher »BolkSjrrund»

<Nr . 173) einen Leitartikel, den wir im Folgenden registrierendMiedergeben, weil er gut geeignet isst die politisch interessiert«Öffentlichkeit über die Anschauungen zn unterrichten» »nie«deren Gesichtswinkel man in den führenden Kreisen Ser Mehr-
heilSsoziaidemvkratie die nächste Zukunft betrachtet. De?«Bolkssrrund " schreibt im wesentliche « :

»Mit Herbststsirmen rechnet jeder Mau« in Deutschland.Nach der Haltung , die Drisnd ueuerdiugs gegenüber Dr »Wirth einnimmst sieht es so aus , als ob Lugustgewitter di«behagliche Ruhe mancher Sommerfrischler jäh adbrechen wird.Ein « eues schwere» Gewitter Ist im « uzuge. Di-r Entscheid»»,über Oberschlrfir« muß faLrn . Die Zustände in diesem un-
glücklichen Land sind unhaltbar . Jedermann ist sich darüberim klaren . Auch djtz Herren in Paris wissen Bescheid. Alle»drängt zur Entscheidung. Die Franzose« wollen, daß die EÄ -
scheiSung in Oberschichten zugunsten der Paten aussaven soll.Der Augenblick, auf den die Leute der Herrn Hergt nnd Herr »Hekfferich rechne« , naht . ES wird em sehr kritischer Angea-tllck « erde». Die Franzosen riskieren ein getv-gteS Spiel .Sie müssen es . wenn ihre ganze Politik, die fi, seit de»Schlüsse des Krieges betrieben haben , nicht zu eimm Mißer¬folg führe» soll . Die französische Politik verfolgt uun einmalben Pilan, Deutjchkmd dauert » zu schwäche» un» das ge-schwächte und entwaffnete Land überdies mit einer Kette vr»Wachtposten zu umgeben. Von alle» Seite « soll Deutschst :» ,
umstellt weiden uud das wichtigste Glied der Kette der En »kreisung ist Pole» .

Hat Frankreich Erfolg ist die «rosse Krise in Dentschlaad da.Frankreich rechnet mit « nrnhea und hofft, mit Hilfe düs rAnruhex dann auch im Weste« wieder dir Aktion «nfnehme,zu könne», die ihm bisher durch die Politik Dr . Nirths ««,mögt ich gemacht war . Wir nähern uns wieder einer Stunde ,in der sich zeigen muß , ob das deutsch« Bo« Nerven, Selbstb«.herrsch» nst, Kaltblütigkeit «nd Geduld besitzt . Die Außenpolitikist nichts als ein grosse , tzstduldspirl . Frankreich tut aklechum Dentschlaad zu reize«, e, stellt die Geduld des Volkes aufLi« härteste Probe . Ms jetzt gelang eS der Politik Dr . WirthS ,Laß Unbesonneuheiten nnd Torheiten vermiede» wurden .Wenn nun die neue groß« Nervenprobe da ist. wird dann ei«
Wtock der Republikaner , der bürgerlichen wie der sozialistische»Republikaner die Sstnatio « rette« ?

Seit der Annahme des Ultimatums hat der Gedanke, dassDeutschland die nun einmal eingeschlagene Politik der Ver¬
nunft und der Geduld weiterführen muß , im Bürgertum ohneZweifel neue Anhänger gewonnen. Werden aber die Ncube-
kehrten im kritische« Augenblick bei der Stange bleibe» ? Wir
fürchten , daß, wenn all die Dinge eintreten, von denen bereit«
Justiz minister Schiffer i» Remscheid als Folgen ein«, Sturze »Ls, '«Kabinetts Wirth gesprochen hast es in Deutschland wwder

^ geht wie es schon so oft gegangen ist. Die Hitzköpfe, die Ga .
fühlspolitiker und all die Phantasten , die von ^nationaler « er.teidigung " und „passivem Widerstand" schwärmen , werde» die
Massen zunächst wieder in Verwirrung und Bestürzung brin -
gen , bis sich die Lberlr, »»« davchrinsst daß ebe» doch «ich»LaS blanke EhaoS in Deutschland herrsche» kann. Der Reichs»
jusiizminister hat zwar seine Rede in Remscheid auf de» To»
gestimmt : Nach .Wirth das ChaosI Allein, wenn Las richtig
isst was er als die Folge» eiues Sturzes LcS .Kabinetts Wirth
schilderst Lanu müssen jich alle ehrlichen Republikaner in
Deutschland eines schweren Verbrechens schuldig machen, wen»
sie »icht für Le« kritische » Aageublick rüste». Herr Schiff»betont , von dem Schicksal des Kabinetts Wrth hänge das
SchicksalDeutschlands — mehr. Las Schicksal Europas — mehr»LaS Schicksal der Well ab. Er hock nicht Unrecht - Es geht um
große Dinge . Aber deswegen Kimen alle die, die der Politikder Erfüllung zugestimmt haben , nicht beim erstes Mißerfolgeohne weiteres LaS Feld Herrn Helfferich über lassem Freilich,davon sind wir überzeugst daß die chauviuistischr Welle die in»
Anzuge ist. die Deutsche Dolrspartei wieder an die Seite der
Deutschnationalen bringen wird. Ein Mock der Republikanerwird nur dann Deutschland vor dem ärgsten bewahren, wen»
er von links Unterstützung erhält.

Aber werden i» der kritischen Stunde die Unabhängige» eia»
sehe«, daß ein Schritt rückwärts durchaus nicht immer ein
Schritt zur Reaktion hin bedeuten muß ? Die Unabhängigen
sagen , eS sei Las Ziel ihres Kampfes, Lar KlasscubewuAsei»des Prnletariats mit der richtigen Einsicht in die Bedingung»
des erfolgreichen Massenkampses zu verbinden." Der Schritt
zum Block der Republikaner ist eine Bedingung des erfolg¬
reichen KlassenkampfrS. Ohne die Erhalt »»» der Republik,
vh»e die Writerverfolguag ei»er Politik di« »icht mit Gewalt
LeS Militarismus , souder « mit der Waffe des Rechtes arbeitest
ist ei» Wrtterksmmeu der Arbeiterklasse unmöslich . Ohne Re¬
publik kein SozialiSmuSl . . . .

Zwischen der bürgerlichen und sozialistischen Linke» gibt
eS nicht nur Dinge , die trennen , sonder » auch Gemeinsamkei¬ten nnd zwar solche, die für beide Teile von der allergrößte»
Dedentring sind. . . .

Stürzt da » Kabinett nicht und macht es im Herbst Len gro¬
ße» Bersnch, di« Grundlage zn schaffen, für eine ehrliche Poli¬tik der Erfüllung , dann kann diese Politik nur ernsthaft Lurchs
geführt werden , wen» «in fester republikanischer Block tt»
Reich wie i» Preuße » besteht . Schaffe, aber die Franzose «
mit Oberschlesien und am Rhein neuen Wirrwarr , dann kann
erst recht uur ei» republikanischer « lock Dentschlaad vor de»
EhaoS bewahren . Nach Wirth das ChaoSi — das ist keine
Lösung ? Nach Wirth erst recht die Politik Dr . WirthS, Durch»
halte» i« dieser Politik — da» ist da» En>zi»e, was «us stbea
de» Graben hinüberbringt .»



ßdoMscbe Neuigkeiten .
^ Die Lntente und Gberscblesien .
London, 28 . Juli . Die grundsätzliche Annahme des Vor¬

schlages der englischen und italienischen Oberkommissare in
Oppeln zur Regelung der oberschic fischen Frage durch Frank¬
reich gilt als gesichert . Die Lösung wurde von dem nglischen
Delegierten Parcival und dem italienischen General De
tkarini ausgearbeitet und von dem neuen englischen Kommissar
Stuart und dem italienischen Oberst Visconti unterstützt .

Paris , 26 . Juli . Heute, Donnerstag nachmittag 4 Uhr. findet
die erste Sitzung der Ententesachverständigenkommissio« für
die Festsetzung der deutsch-polnischen Grenze in OLerschlefien
statt . Man wird vor allem einig zu werden versuchen über di«
Bedeutung des Z 4 im Anhang zu Artikel 88 des Versailler
Vertrages , der vorschreibt , datz das Ergebnis der Abstimmurrg
gemeindewejse festgesetzt werde, d. h. nach der Mehrheit der in
sicher Gemeinde abgehaltenen Abstimmung. Man wird dabei
auf die Protokolle der Pariser Friedenskonferenz zurückgrei¬
fen müssen , um den Willen des nationalen Gesetzgebers richtig
auszulegen . Einer der Punkte , mit dem die Sachverständigen
sich jetzt abzugeben haben, ist dann. Las Ergebnis der Abstim¬
mung vom 20 . März zu interpretieren .

London, 28 . Juli . Die Beantwortung aller Fragen , die
Oberschlesien betreffen , ist im Unterhause auf Ersuchen Lloyd
Georges bis zur nächsten Woche vertagt worden. Dementspre¬
chend ist, wie Reuter mittcilt , auch unwahrscheinlich, dass die
für heute erwartete Mitteilung Lloyd Georges über den glei¬
chen Gegenstand erfolgen wird.

London, 28 . Juli . Reuter meldet : Die Mitteilung Pariser
Zeitungen , wonach der Oberste Rat am 4. August nur zusam-
mentrete , falls Truppenverstärkungen vorher nach Oberschle¬
sien gesandt würden , scheint auf einem Mißverständnis zu
beruhen . Die britische Regierung erhielt keine Mitteilung ,
die eine solche Meinungsänderung verbürge . Der britische
Standpunkt wurde in dem Meinungsaustausch in London und
Paris klar dargelegt.

Rom, 28 . Juli . Die offiziöse „Agenzia di Roma " erfährt ,
dass das genaue Datum der Tagung des Obersten Rates noch
nicht feststehe , aber jedenfalls in die erste Bugusthiilfte falle.
Auf der Tagesordnung ständen die Orientfrage , über die je¬
doch nur ein Meinungsaustausch möglich sei ; zweitens die
»berschlesische Frage , die definitiv gelöst werden müsse , weil
eine weitere Verschleppung für den Frieden gefährlich sei;
drittens die Lösung des rheinischen Problems durch die Räu¬
mung der infolge der Sanktionen besetzten rheinischen Städte ,
da Deutschland den guten Willen zeige, seine Verpflichtungen
zu erfüllen .

London» 26 . Juli . „Morningpost"
.schreibt : Wir erfahren von

amtlicher Seide , dass die britische Regierung den von ihr in
der oberschlesvschen Frage eingenommenen Standpunkt für
richtig hält . Das Sondervorgehen einer einzelnen Macht fei
ai «A im Vertrage von Versailles vorgesehen. Aus diesem
Grunde habe die britische Regierung vorgeschlagen, die ganze
Frage unverzüglich dem Obersten Rat zu unterbreiten . Der
französische Entschluss , weitere Truppen zu entsenden, sei ohne
vorherige Beratung mit den anderen Mächten erfolgt , die für
Oberschlesien verantwortlich seien. Me britische Regierung sei
der Meinung , datz die Forderung zwar begründet sei, datz die
Entscheidung über die Entsendung von Truppen aber nur
durch sämtliche Alliierten getroffen werden könne . Es wurvc
darauf hingewiesen, dass die Kosten für den Unterhalt der Be-
fatzungstruppen von den Deutschen und Polen getragen wer¬
den. Die britische Regierung sei dafür , datz sie den Versailler
Vertrag loyal auSfiihre, wenn sie darauf bestehe , Latz jede Ak¬
tion in Oberschlesien gemeinsam sein müsse .

Der Pariser Berichterstatter der „Times " meldet unter
allem Vorbehalt , er habe von gut unterrichteter Seite gehört,
datz eine sehr hohe Persönlichkeit in Frankreich mit Rücksicht
auf die Schwierigkeit zwischen den Alliierten ein Übereinkom¬
men herbeizuführen , den amerikanischen Botschafter in Paris
Herrick gefragt habe, ob die Möglichkeit für die Vermittelung
der Vereinigten Staaten bestehe . Nach einer Beratung der
amerikanischen Botschafter in London und Paris sowie dcS
amerikanischen Kommissars in Berlin , Dr . Dresel , sei ein
Telegramm an den Präsidenten Harding gesandt worden , in
dem dieser gefragt wurde , ob Herrick an der Sitzung des Ober¬
sten Rates teilnehmen dürfe und zwar nicht als Beobachter,
sondern als Delegierter .

Worum es den französischen Scharfmachern Lei ihrem
Manöver zu tun ist, das enthüllt heute der „ Temps " mit an -
«rkennenswerter Offenheit . Er schreibt :

„Wenn eilte Entsendung von Verstärkungen nach Oberschle¬
sien nicht stattfindet , ist Frankreich berechtigt, Deutschland,
- as sich dem Durchmarsch der französischen Truppen widersetzt
hat , für alles , was sich in Oberschlesien ereignen sollte, ver¬
antwortlich und haftbar zu machen . Jeder Angriff auf franzü .
fische Truppen im Abstimmungsgebiet gibt Frankreich LaS
Recht , unmittelbar und an jedem beliebigen Ort Sanktionen
zu ergreifen . Die englische Regierung würde sich dem nicht

-widersetzen können, denn durch die Tatsache, datz sie die fran¬
zösischen Forderungen in Berlin nicht unterstützt hat , hat sie
Frankreich volle Freiheit gelassen, im gegebenen Falle selbst
alle Matznahmen zu ergreifen , um die Sicherheit seiner viel
zu schwachen Truppen in Oberschlesisien zu verbürgen .

"

Das heitzt , Frankreich, das nach einem neuen Borwand zur
Besetzung des Nuhrgebietes sucht, hofft ihn in Oberschlefien zu
finden . Es zählt auf seine polnischen Freunde , die diesen
Wink kaum- missverstehen und sich gern bereitfinden werden,
die von Paris gewünschten Zwischenfälle herbeizuführen . Die
Vorbereitung dazu liefert bereits seit einigen Tagen eine
Fülle von falschen Meldungen über angebliche deutsche Vorbe¬
reitungen zu einem bewaffneten Handstreich.

Line IKede IKatbenaus.
Berlitz 28 . Juli . Im Reparatiousausschuß des vorläufigen

ReichöwirtschastSratrSführte gestern Reichsminister Dr . Rathe¬
nau unter anderem aus : Me Verhandlungen seien seit dem
ersten Bericht ununterbrochen gefördert worden . Sie wurden
zum größten Test in Paris , zum kleineren Teil in Berlin
geführt . Bei den Nebenfragen handelt es sich darum , Repa-
rationell und Restitutionen , die durch den Versailler Vertrag
vorgeschrieben sind , durch einmalige Lieferungen endgültig
ouszugleichen, was sich auf die Viehlieferungen , Lieferungen
an rollendem Material und Rücklieferungen von Maschinen
und Einrichtungen beziehe . Eine Hauptfrage ist die Finanzie¬
rung . Für den Fall , datz die jährlichen Sachleistungen an
Frankreich den Betrag überschreiten, den Frankreich bereit
oder in der Lage sei, sich auf Reparationskonto anrechnen zu
lassen , müssen Wege gefunden werden, um Stundungen zu
ermöglichen, die dahin zielen, datz solche überschiehende Be¬
träge auf spätere Annuitätsleistungen angerechnet werden.
Weiter werde es nötig sein , eine PreiSgrundlage zu finden.

wobei das Grundprinzip ernzuhÄtey . sei, - dass. Frankreich nicht
Waren empfange, die teurer seien , als sie in Frankreich selbst
hergestelll weiden könnten. Vermutlich werde eine ge¬
mischte Jndexkommission, von den Borkriegspreisen eingehend
- je erforderlichen Jrrdexzuschläge ermitteln , so dass also durch
Multiplikationen des Index mit dem Grundpreis der jeweils
geltende Wert sich ergäbe. Der Minister erklärte weiter , er
vechne nicht damit , datz man etwa aus besonderer Rücksicht
auf Deutschland die Absicht habe, Deutschland enorme Liefeöun.
gen zu übergeben. Er glaube aber, datz die Geschädigten selbst
eine beschleunigte Lieferung wünschten. Der Minister führte
weiter aus , was den Index anbelange, so sei fast überall , wo
die wirtschaftlichen Kräfte sich regten, auch die Gnsicht durch ,
gedrungen, datz mit diesem Index außergewöhnlich wenig an-
zufangea sei. Man dürfe keinen Versuch scheuen , die Deutsch,
kand auferlegten Leistungen tragbar zu machen .

Wiederholt sei in der letzten Zeit in der englischen Presse
die Ansicht aufgetaucht, es müßten durch Sonderverhandlun -
ge r zwischen Frankreich und Deutschland die englischen Inter¬
essen oder die der anderen alliierten Nationen zu kurz kommen.
Durch die bisherigen Verhandlungen mit Frankreich seien die
Rechte keiner Ration zu kur, gekommen . Deutschland habe da»
wesentliche Interesse an der allgemeinen Umwandlung von
Goldleistungen in Sachleistungen, und zwar nicht nur Frank¬
reich gegenüber. Es fei zu jeder Abmachung dieser Art de-
»eit. Es wünsche auch mit der Reparationskommiffion hin.
sichtlich aller derjenigen Abmachungen in engster Fühlung zubleiben. die jetzt mit irgend einem einzelnen Lande getroffen
werden und er habe dies auch der Kommission selbst klar mit-
gciciU . Zum Vorteil Deutschlands geschähe heule in der Welt
wenig- Die Verhandlungen würden aber deswegen hoffentlich
« ine Aussicht auf Verwirklichung haben, weil sie zum Vor¬
teil aller dienten . Wäre ein Goldstrom möglich , der die übri¬
gen Länder , aus dem Herzen Deutschlands kommend, ernährt ,
so wäre eS kein Glück für die Länder , mit diesem Goldstrom
genährt zu weroen. Noch weniger aber wäre es für die Län.
der erträglich, die gesamten Märkte der Welt mit einer krank¬
haften Überproduktion an deutschen Produkten überschwemmt
zu sehen.

Mas uns der Lntente -Militarismus
kostet .

Me Bewertung der von Deutschland bewirkten Sachlieferun -
zcu hat noch immer keine endgültige Regelung gefunden . ES
soll nach einer neueren Meldung in den nächsten Tagen ein
Teil dieser Lieferungen durch die Reparationskommiffion seine
endgültige Wertabschätzung erfahren . Es betrifft dies die von
Deutschland an die Alliierten ausgelieferten Handelsschiffe.
Sie bildeten bekanntlich einen der Hauptstreitpunkte zwischen
den beiden Vertragsparteien . Der belgische Finanzminister
TheuniS erklärte unlängst auf eine Anfrage , wieviel Deutsch,
land bisher geleistet habe, daß Deutschland durch Sachliefe»
rungen 4Z Milliarden Goldmark entrichtet habe. Dagegen steht
fest , daß die deutsche Regierung auf Grund sorgsamer Berech¬
nungen diese Gesamtsumme auf etwa 20 Milliarden Goldmark
beziffert hat . Sie wurde dann von den Sachverständigen der
Reparationskommiffion auf etwa 8 Milliarden Goldmark ge¬
schätzt und herabgedrückt. Und nun erklärt Theunis , der früher
selbst der Reparationskommiffion angehörte , datz Deutschland
nur 4,8 Milliarden Goldmark geleistet hätte . Es scheint also
immer weniger zu werden, je näher der Zeitpunkt für die
endgültige Feststellung der Höhe der Leistungen und ihrer
Gutschrift kommt. Interessant war das Belastungsbild , das
der belgische Finanzminister über die BrsatzungSheere zeichnete.
Wir geben im folgenden eine Übersicht über die von ihm ge¬
nannten Ziffern :

Nach seinen Angaben kostet pro Tag jeder einzelne Mann im
amerikanischen Heer 4 Dollars 32 Cents , im englischen Heer
13 Schilling 4 Pence , im französischen Heer 15 Francs 19 Cen¬
times und im belgischen Heer 16 Francs 6 Centimes . Was be¬
deutet das für Deutschland? Ein einfaches Rechenexemve! leckt
die große Bürde auf : ES kostet ein amerikanischer Soldat im
Monat 130 Dollars oder Durchschnittswert 9680 Mark ; in der
gleichen Einkommenshöhe bewegt sich die Löhnung der engli¬
schen Soldaten . Der französische wie der belgische Soldat emp¬
fängt (den Francskurs im Durchschnitt gerechnet) im Monat je
8120 Mark . Erst durch diese Zahlen werden die unerhörten
Einkommen im Vergleich zu dem Einkommensverhältnis der
deutschen Bevölkerung in das wahre Licht gesetzt . Wir können
derartige Monatslöhnungen nur im Vergleich zu unseren Mi¬
nistergehältern setzen, aber auch da nur , wenn man ihnen nicht
die hohen Steuern auf das Einkommen abzieht. Geschieht daS
jedoch, so sinkt daS Ministereinkommen weit unter die MonatS -
löhnung eines einfachen Soldaten des BefatzungsheereS.

Die Gefamtziffer der Besatzungskosten wurde vor einigen
Wochen von der Kriegslastenkommission der Alliierten mit
8ch Milliarden Goldmark angegeben. Von deutscher Seite dürf¬
ten bisher für die Besatzung rund 12 Milliarden Papiermark
geleistetsein. Hierzu kommt der Aufwand der alliierten Staaten
mit Och Milliarden Goldmark. Die Gesamtlast des Unterhalts
der Besatzungstruppen seit Waffenstillstand würde demnach im
Durchschnitt etwa 85 bis KO Milliarden Papiermark ausmachen.
Uber die mögliche Höhe der Besatzungskosten für die kommen¬
den Jahre ist keine Vorstellung zu gewinnen . Der schon im '
Jahre 1919 gefaßte Beschluß der Alliierten , sie auf 210 Mil¬
lionen Goldmark zu begrenzen, ist trotz Annahme und plan¬
mäßiger Ausführung des Ultimatums durch Deutschland noch
immer auf dem Papier stehen geblieben. Gerade hier, wo da »
Geld für gänzlich unproduktive Zwecke aufgewendet wird, mutz
die Forderung auf eine Entlastung Deutschlands mit aller Ent¬
schiedenheit erhoben werden.

Französische Brriegsgreuel.
In der „Humanitö " veröffentlicht Ferdinand Gouttenoire

de Tory den nachfolgenden Brief , den am 4 . Juli Dr . Koech»
lin , während des Krieges Militärarzt im zweiten Kolonial «
rcgiment , an ihn gerichtet hat :

„ Geehrter Herr ! Der Befehl, bei dem Angriff vom 25. Sep -
tember keine Gefangenen zu machen , geht sicherlich vom Gr »,
tzen Hauptquartier aus , so datz er in der Champagne gleich¬
falls gegeben wurde . Ich neige sogar zu der Meinung , datz
er von oben kommt» denn ich kann mir nicht denken , datz
Joffte eine solche Verantwortung auf sich genommen hätte .
Vielleicht hat er nur gesagt, datz wenig Gefangene gemacht
werden sollen , und die grausame Phantasie einiger Generale
hat diele Direktive in einen Befehl umgewandelt . Vielleicht
überließ man es auch den Führern , einige Divisionen zu be¬
stimmen, die als Bergeltungsmaßrcgeln diese furchtbaren Be-
fehle ausführen mußten . Ich weiß es nicht , aber ich kann
Tatsachen anführen . Während in der Champagne die meisten
Armeekorps die Zahl der Gefangenen noch in die Tausende
anwuchsen ließen , haben die drei Kolonialdivisionen (10. , 15.
und Marokkodivision), die vor Souain angriffen , Gefangen «
nur in lächerlich geringer Zahl gemacht .

Di « Mivifion Marche» zeichnete sich , in dieser ^ Hinsicht be-
sonders aus . Aber die Palme gehört doch dem 52. Kolonial»
rrgiment . Dort wurde der strikte Befehl ge»
geben, weder Verwundete , nach Gefangene Hinte , die Kamps.
Nute zu führen . Der Unterleutnant Maurin hat hier gesagt,
Latz er dabei war . als ei» ganzer deutschrr Rettungstrupp
„ausgelöscht" wurde, Verwundete , Krankenträger , Ärzte. ES
gab zwar einige „Kadaver "

, aber der Oberst patzte auf . Er
hatte sich eine kurze Strecke hinter der letzten Linie mit einer
Schar seiner Grenadiere auifgestellt und hielt alle Soldaten
an . die nicht den Mut gehabt hatten , die armen Teufel zu er¬
morden, die um Schonung baten . Diese Soldaten wurden
wieder nach vor» geschickt . Me deutschen Gefangenen aber
ließ der Oberst, wenn eine genügende Anzahl beisammen
war , durch Handgranaten erledigen, nachdem er sich erst ein«
Zettlang an ihrer Angst geweidet hatte . Dann wendete er sich
zu den nächsten.

Damit diese Tatsache nicht unwahrscheinlich borkomme» dien«
als Beweis , datz Oberst Petitdemange es erzählt hui, als er
1915 in Grand -Frenoir an der Oise mit - seinen Offizieren zu»
fammenfatz . Er rühmte sich dieser Dinge , um die Neulinge
zu verblüffen , und seine Offiziere stimmten dem lächelnd
zu. Brauche ich erst zu sagen, Latz diese Methode, die von den
Deutschen 1914 angewendet wurde , in allen früheren Ko¬
lonialkriegen ganz gewöhnlich war ? Zahlreiche Geschichten
wurden darüber beim Wein erzählt . Auch unseren Offizieren
galten übrigens die deutschen Grausamkeiten durchaus nicht
für etwas Furchtbares . Viele alte „Koloniale " erklärten , datz
der Krieg anders eben nicht geführt werden könne. Ich
könnte Ihnen als Zeuge berichten, datz die deutschen Verwun .
deten , die bis nach Suippes gelangten — es waren knapp
hundert —, vier Tage ohne Versorgung , ohne Nahrung , ohne
Wasser und ohne Obdach gelassen wurden . Als ich mich mit
ihnen beschäftigen wollte, wurde ich insultiert . Heute Hab«
ich nur von den Deutschen gesprochen . Aber wie viel könnte
ich Ihnen noch von den Leiden unserer eigenen Soldaten er¬
zählen , die zum Lohn für ihre unerhörten Dienste gequält ,
gemartert und ohne Not nutzlos geopfert wurden !

Weil solches geschehen, glaube ich, wird sich Herrn BartouS
Gesetz gegen den Antimilitarismus als ein psychologischer Irr¬
tum erweisen. Sein Urheber weih, datz die militärische» Ver¬
brechen nichts sind im Vergleich zu denen, die nicht enthüllt
wurden . Wenn alle die, die von ihnen wissen , reden wollten !
DeShakb wollen die Herren Gesetzmacher Mäuler stopfen. Aber
dieser Versuch wird nicht gelingen . Außerhalb aller politischen !
Parteien sind wir, die wir dieses erlebt haben , solidarisch.
Rusen Sie in Frankreich zum Kampf gegen den Militarismus
auf . Der Erfolg wird alle Erwartungen übertreffen ."

Lusammenscbluh der Arbeiter ,
Angestellten und Beamten .

Seit einiger Zeit sind zwischen dem Vorstande des Allge¬
meinen Deutschen Gewerkschaftsbundes, des AsabundeS und
des Deutschen Beamtenbundes , Verhandlungen über die Bil¬
dung einer Einheitsfront der Arbeiter , Angestellten und Beam¬
ten geführt worden, die , wie wir gestern schon kurz mitteilten ,
zur Formulierung folgender Vereinbarung geführt haben :

„Zur wirksamen Vertretung des gemeinsamen Interesse -
der Arbeiter , Angestellten und Beamten vereinbarten die Unter¬
zeichneten Spitzenorganisationen unter Wahrung ihrer volle»!
Selbständigkeit und unter Ausschluß aller parteipolitischen und
religiösen Bestrebungen folgende Abmachungen:

1 . Die drei Spitzenorganisationen verpflichten sich und die
angeschlossenen Verbände, in der Wahrung der gemeinsamen
Arbeiterintereffen zusammenzuwirken . Jede Organisation hat
ihr eigenes Programm selber durchzuführen , Beschlüsse übe«
gemeinsame Handlungen sind auf dem Wege der Verständigung
herbeizuführen .

2. Alle beteiligten Verbände erkennen ihren organisatorische»
Besitzstand gegenseitig an und werden sich jeden agitatorische»
Eingriffs in die Mitgliedschaft eines anderen beteiligten Ver¬
bandes enthalten . Organisatorische Streitigkeiten sollen int
Wege gütlicher Schlichtung behoben, bestehende Unstimmigkeiten
baldigst beseitigt werden.

3. Die beteiligten Verbände stehen auf dem Boden der demo¬
kratisch -republikanischen Verfassung dcS Deutschen Reichs. Sit
verpflichten sich, jeder Verletzung und jeder ungesetzlichen Än¬
derung dieser Verfassung im Reich und in den Länder »
geschloffen entgegenzntreten » aber jede politisch « und religiöse
Überzeugung in ihren Mitgliederkreisen unbestritten zu dulden.

4 . Für die Stellungnahme zu wirtschaftspolitischen Frage »
und eine gemeinsame Einwirkung auf die Wirtschaftspolitik
durch die Beamten -, Angestellten- und Arbeiterverbände ist
richtunggebend die Lage der Mitglieder als Arbeitnehmer und
Verbraucher . Erster Grundsatz in der Wirtschaftspolitik soll sein,
daß stets daS Allgemeinwohl den Privatintereflen voran -«»
stellen ist.

5. Diese Vereinbarung gilt auch für die örtliche und bezirk¬
liche Gliederung der beteiligten Spitzenorganisationen , sowie
für die Fachgruppen der angeschlossenen Verbände , soweit Be¬
amte , Angestellte und Arbeiter in Betrieben und Verwaltunge »
den gleichen Arbeitgebern unterstehen .

"
Voraussichtlich wird das Abkommen in der vorliegenden For¬

mulierung auch die Zustimmung der hierfür in Frage kommen¬
den Körperschaften der einzelnen Organisationen finden .

Vom deutschen Metallarbeiterverband .
Berlin , 27 . Juli . Am Anfang dieser Woche haben im gan¬

zen Reiche Urabstimmungen zu den Delegiertenwahlen f '
.r dc »

ans den September in Jena , anberaumten Verbandstag de-
Dentschc « Metallarbeiterverbandes stattgefundene Diese Wah¬
len nehmen insofern ein besonderes Interesse sür sich >n An¬
spruch . als cs sich dabei um die größte freigewerkschaftkiche Or¬
ganisation

'
handelt , die mit ihren 1U Millionen Mrtgl ' edcr»

ungefähr den fünften Teil aller sreigewerkschaftlich Orgaiii .
sierten ausmacht. Im Jahre 1919 war bekanntlich die Ver¬
bandsleitung , die ihren Sitz in Stuttgart hat , und an deren
Spitze bis dahin der spätere sozialdemokratische Arbettsnnui -
ster Schlicke stand, entsprechend der Stimmenverteilung nutz
dem Verbandstag überwiegend mit Unabhängigen besetzt wer
den. Schlicke selbst schied aus dem Vorstand aus und wucd,
durch den Unabhängigen Dißmann ersetzt . Die jetzt ange¬
nommenen Delegiertenwahlen , bei denen nach dem VerbandS»
statut das Mehrheitsprinzip entscheidet , haben , wie schon ge¬
meldet , in Berlin einen Sieg der sozialdemokratisch-unabhän¬
gigen Liste gegen di« kommunistische Liste ergeben, so datz die
77 Vertreter , die Berlin zu stellen hat, ausschließlich aus S »
zialdemokraten und Unabhängigen bestehen werden . Ähnlich ist
das Wahlergebnis auch in einer Reihe großer Jndastr wrt «
gewesen . Die Wahlen spielten sich, da fast überall Unabhän¬
gige und Sozialdemokraten zusammengingen , unter der Pa -
role Moskau gegen Amsterdam ab. In Rheinland -Westfale»
wurden 113 Vertreter der Amsterdamer Richtung und nur 19
Kommunisten gewählt. In Magdeburg wurden in der Haupt ,
fache nur Sozialdemokraten gewählt, ebenso in Hamburg . I «
Stettin , Kiel , Bremen , Chemnitz siegte durchweg di« Liste -k.
die die Amsterdamer Richtung vertritt . Bemerkenswert ist da»



namentlich dir G- ztokdemokeaten bei de« « *M -N gut
beschnitten Laben , so daß sie Aussicht haben, aus den , Je -

Berbandstag im Gegensatz zu dem Stuttgarter Ver -
LandStag vor zwei Jahren wieder - die Mehrheit zu bekommen,
« b dies wirklich der Fall ist . läßt sich erst feststem, wenn die
Sraebniff« aus dem gesamten Reiche vorliegen . Auf jeden
» all aber zeigt sich schon heute, das, der Metallarbeiterberiband
die Krise, die ihm durch das Anwachsen der linksradikalen Be-
wegung vor zwei Jahren drohte, dank der inneren Konsolidie.
runa und der wachsenden Einficht der in ihm zusammenge¬
schloffenen Arbeiterschaft in der Hauptsache überwunden hat.
WSenn auch die kommunistischen Stimmen in einer ganzen
Reihe von Orten nicht gering an Zahl waren , so wiesen sie doch
gegenüber den Wahlen für die örtliche Verbandsleitung , die
im vorigen Jahre stattfanden , einen starken Rückgang zugun -
Pen der sozialdemokratischen und unabhängigen Stimmen auf .
Diese Verschiebung kann unter Umständen noch weitergehende
Folgen haben, wenn man sich erinnert , daß der Metallarbeiter¬
derband seit dem Stuttgarter Verbandstag konsequenter Geg.
, er der Arbeitsgemeinschaft und auch sonst innerhalb des All¬
gemeinen Deutschen Gewerkschaftsbundcs der wichtigste Stütz¬
punkt des radikalen Flügels war . (Franks . Ztg .)

Die Sozialdemokratte bei iregierungs -
bildungen .

Berlin , 27. Juli . Daß die Taktik der sozialdemokratischen
Landtagsfrakti on oder wenigstens ihre Führung bei den Ver-
Handlungen über die Regierungsbildung in Preußen im Früh ,
fahr dieses Jahres sehr ungeschickt war , ist wiederholt auch von
sozialdemokratischen Blättern feftpestellt worden . Sogar in¬
nerhalb der Landtagsfrakti on selbst gibt es Mitglieder , die
aus ihrem absprechenden Urteil über die Taktik der Fraktion ?,
leitung bei den damaligen Verhandlungen kein Hehl machen.
Zu diesen Kritikern hat sich jetzt, wie das »Berliner Tageblatt "
meldet, auch die sozialdemokratischeOrganisation in Hannover
gesellt , in der der preußische Landtagspräsident Leinert , der
bekanntlich zugleich Oberbürgermeister von Hannover ist, mätz-
gebenden Enfluß besitzt. In der Generalversammlung de»
Sozialdemokratischen Vereins in Hannover wurde ein Antrag ,
- er die Nichtbeteiligung der Landtagsfraktion an der preußi¬
schen Regierung billigen sollte, von Leinert nachdrücklichst be¬
kämpft und dann nahezu einstimmig abgelehnt . Dagegen
wurde ein Antrag angenommen , der sich gegen die starre Fest¬
setzung der Fraktionen durch PartAtagsbeschlüfse wendet ; er
hat folgenden Wortlaut : »Die Reichstagsfraktion und die
Landtagsfvaktion haben bei Regierungsbildungen ihre Ent¬
scheidung im Einverständnis mit Parteivorstand und Partei¬
ausschuß zu treffen ." Dieser Antrag soll dem Görlttzer Par¬
teitage zur Beschlußfassung vorgelegt werden .

Kurze pottt. NucbrLckten.
Königsberg, 27 . Juli . Der Piovinziallandtag der Provinz

Ostpreußen nahm bei der Begutachtung des Gesetzentwurfes
über die Erweiterung der Selbständigkeitsrechte der Provinzen
folgenden Antrag an : 1 . Der Provinziallandtag lehnt jedeLocke,
rnng der staatsrechtlichen Beziehungen Ostpreußens zum Reich
entschieden ab. Er erkennt die ReichSeinhett als berechtigt und
erwünscht an , kann dieses aber in der Zerschlagung Preußens
« icht erblicken . 2. Der vorliegende Gesetzentwurf ist ein
Schritt zur Zerschlagung Ostpreußens und deshalb abzulehnen.
. Jede Erweiterung der Sekbständigkeitsrechte der Provinze «
ist abzulehnen, solange nicht die gesamte Selbstverwaltung in
den Provinzen , Kreisen und Gemeinden neu geregelt , Moie
die Steuern des Kreises, der Länder , Provinzen in einer die
Selbständigkeit der Gemeinden und Gemeindeverbänd« sicher¬
pellenden Weise gegeneinander abgegrenzt wird . .

Leipzig , 28. Juli . Der vereinigte 2. und 3. Strafsenat ver¬
urteilte den bisherigen Hauptmann Kirsch wegen versuchten
Landesverrats zu einem Jahr 6 Monaten Zuchthaus und 5
Jahren Ehrverlust . Die Verhandlungen fanden unter völli¬
gem Ausschluß der Öffentlichkeit statt .

Weimar , 28 . Juli . In der heutigen Sitzung des thüringischen
Landtages erklärte nach Ablehnung des Grundsteuergesetzes
durch die Rechtsparteien und die Kommunisten der StaatLnn .
nister Dr . Paulssen , die Staatsregierung fei gezwungen , zu-
»ückzutretrn. Hierauf stellten die Unabhängigen den Antrag
auf Auflösung des Landtags . Der Antrag wird am SamStag
behandelt werden.

Halle, 28. Juli . Die » Allgemeine Zeitung " für Mitteldeutsch¬
land erklärt, infolge der von linksradikaler Seite betriebene »
Aktion könne man damit rechnen, daß am kommenden Montag
die Landarbeiter in Mitteldeutschland in den Streik treten
werden. Wie gemeldet wird, verlangen sie eine lOOprozentige
Lohnerhöhung. In radikalen Kreisen glaubt man , mit dem
Beginn des Landarbeiterstreikes die Bergarbeiter der Kohlen¬
revier e zur Mederlegung der Arbeit zwingen zu können.

Wadiscke Übersicht.
Badischer Landtag . ^

D2 . Karlsruhe , 28. JnS ,
Der Landtag befaßte sich heute nachmittag mit dem Er -

tragSstenergesey. Der Berichterstatter Abg. Dr . Zehnter (Z .)
Warf einen Rückblick auf die bisherig« Vermögensbejteusrung
in Baden und verbreitete sich dann über die Vorlage selbst.
Sie regelt die Steuern vom Grundvermögen und vom Ge¬
werbebetrieb für das Land, die Gemeinden und die Kreise.
Der Veranlagung ist auch das land - und forstwirtschaftliche
Betriebsvermögen unterworfen . Der Steuersatz wird für je¬
den Haushaltszeitraum durch das Finanzgesetz bestimmt und
für die verschiedenen Steuerwerte in folgendem Verhältnis
der Steuererhebung zugrundegelegt : bei Gebäuden , bei ge¬
werblichen , land. und forstwirtschaftlichen Betriebsvermögen
einfach , bei einzelnen geschätzten Grundstücken und beim Werg.
Werkeigentum DLfach , beim Wald zweifach, bei klassifiziertenund diesen gleichzubehandelnden Grundstücken und bei einzel¬nen geschätzten Hofgütern Lsŝ siach. Der Härleparagraph hatnn Ausschuß eine Erweiterung dahin gesunden, daß die 20
Prozent des Ertrags an Einkommen- und Körperschaftssteuern
nicht zu erheben oder zu erstatten sind . Bei Ermittelung de»
Ertrages dürfen weder Zinsen für Kapitalfchulden, noch Ge-
Nssude - und Gewerbesteuern abgezogen werden . Von de»
Steuern befreit bleiben u . a . die ärztliche Berufstätigkeit , die
gemeinnützigen und mildtätigen Zwecken dienenden Gebäude
und Betriebe. Dasselbe gilt für Gebäude mit Kleinwohnun .
gen für die Dauer von 10 Jahren und für solche Gebäude, die
5 " ^ ^ - 3uli 1318 fertiggestellt worden sind , bei entfpre -
chender Verminderung der Zahl der Freijahre . Namen » des
Ausschusses stellte der Berichterstatter den Antrag «ruf Klu-
»ahme des Gesetzes in der neuen Fassung.

Persönlich bemerkte Abg. Dr . Zehnter (A.). daß er angesichts
der im Ausschuß erlangten Verbesserungen heute »n der Lage
fei, für da» Gesetz zu stimmen. Immerhin bedeute dasselbe
einen Sprung ins Dunkle, da niemand wisse» wie es sich in
der Praxis auswirken wird . Die Haltbarkeit der Bestimmun¬
gen Firste hinfällig werden, sobald das gewerbliche Betriebs¬
vermögen bei Der ersten Veranlagung nennenswert hinter der
Summe von >0 Milliarden zurückblecht . Auch hinsichtlich des
Haus - und Grundbesitzes sei fraglich, ob die Belastung auf¬
rechterhalten » erden kann. Es komme jetzt darauf an, eine
praktische Prsbe zu mähen . (Beifall .)

In der allgemeinen Aussprache betont Abg. Rückert (Soz ),- aß das vorüegende Gesetz eines der wichtigen sei, die der
Landtag zu verabschieden habe. Es greife tief in das Volks,
wirtschaftliche Wie in das Leben des einzelnen ein. Man sollte
fast glauben , die Bevölkerung werde allmählich ans Steuer -
zahlen gewohnt. (Heiterkeit.) Redner wog die Bor - und Nach¬teile der ReickMeuergesetzgebungab und stellte die Frage , ob
es nicht zweckmäßiger gewesen wäre, wenn das Reich auch für
die Ertragssteaern bestimmte Richtlinien für die Länder gege¬ben hätte. Daß das landwirtschaftliche Vermögen stärker als
bisher zur Steuer herangezogen werde, sei durchaus gerecht¬
fertigt angesichts der wesentlich gebesserten Verhältnisse . Die
Valuta sei nichts anderes als ein Schutzzoll für die Landwirt¬
schaft auf viele Jahre hinaus . Redner wünscht Steuerfreiheit
auch für die Gewerkschafts- und Touristenhäuser und erklärt
zum Schluß, baß seine Fraktion der Vorlage zustimme.

Abg. Baunmartner (Z.) : Das vorliegend« Gesetz soll zur
Grundlage de» finanziellen Wiederaufbaues des Staates wer.
den. Es ist somit ein lebenswichtiges Gesetz, nachdem das Reich
so tief in die Steuergesetzgebung der Länder emgegriffen hat.
Die verschiedenen Erwerbsgruppen wie auch die politischen
Parteien habe» die Vorlage allerdings mit gemischten Gefüh¬
len ausgenommen. Es handelt sich eigentlich mehr um Real -
und Objektssteuern als um eine Abgabe vom Ertrage . Daß
die Landwirtschaft im Kriege stärker geworden ist , wird auch
Von uns zugegeben. Ich sage aber nichts neues , wenn ich dar¬
auf Hinweise , daß die Landwirtschaft in hohem Maße von äuße¬
ren Verhältnissen und Zufällen abhängig ist. Es gab Fiasko,
betriebe, wie z. B . den Rebbau, der zur Verarmung führte .
Leider find wir mit unserem Anträge auf nur zweifache Be .
Messung des Steuerfußes auf klassifizierte Grundstücke und
einzelnen geschützten jHofgütern nicht durchgedrungen. Man
hat die Freigabe für das landwirtschaftliche Betriebsvermögen
aber wenigstens aus 35Ü9V Mark erhöht. Ebenso begrüßen
wir im Interesse des Leinen Handwerkers die Heraufsetzung
der Freigrenze des gewerblichen Betriebsvermögens aus 15 000
Mark des Ertrages . Daß die Geschäftsschuldenbis zur Hälfte
abgezogen werben dürfen, haben wir gern gebilligt, weil wir
eine zu schwere Belastung von Gewerbe und Industrie ver¬
melden möchten, zumal bei den vergrößerten Betriebskosten
und Rohstoffpreisen. Nur die großen Finanznöte des StaaateS
bestimmen un», dem Gesetz unsere Zustimmung zu geben. Die
Lebensfrage d«S Volkes sollten aus dem Kampfe der Interessen
und der Parteiagitation herausgehoben werden.

Abg. Freudenbrrg (Dem .) verwies auf die schwankenden
Grundlagen des Gesetzes . Man hätte es gern gesehen , daß
auch die Zinsen von Kapitalschulden abzugsberechtigt wären .
Eine neue Einsetzung der Vermögen in diesem Augenblick er¬
scheint jedoch nicht leicht, weil die technischen Kräfte fehlen.
Ich bin der Auffassung, daß bei richtiger Heranziehung der
Realwerte ( Grund und Boden) ein großes Steuerkapital zu-
sümmenkomm« muh . Redner äußert sich im besonderen über
die steuerliche Erfassung von Gewerbe und Industrie .

Abg . Mayer -Karlsruhe (D .--N .) befürchtet zum schlechten Ge¬
schäftsgang eine Mißernte . Wenn man auf seiner Seite dem
Gesetz zustimme, so geschehe dies unter grundsätzlicher Verur .
teilung der Finanzwirtschaft des Reiches .

»

Karlsruhe , W. Juli .
Der Badische Landtag führte heute die zeitweise lebhafte

Aussprache über das Ertragssteuergesetz zu Ende . Die Redner
der großen Parteien wie auch Finanzminister Köhler stimm¬
ten darin überein , daß die Vorlage angesichts der großen Not
von Staat und Gemeinden jetzt verabschiedet werden mutz.
Wie das Gesetz in der Praxis wirken wird, darüber konnte
natürlich bei den ungeklärten Zeitverhältnissen nichts gesagt
werden . Stellt es sich heraus , daß eine Wirtschaftsgruppe zu
einseitig belastet würde, so ist auf allen Seiten der Wille vor¬
handen , den Härten abzuhelfen. Das Gesetz fand schließlich
Annahme . N«r die deutschnationalen Abgeordneten Mlager,
Miayer-Karlsrrche und Fischer waren dagegen.

Im Anschluß daran wurde das Steuerverteilnngsgesetz er.
ledigt, dessen hervorstechendster Paragraph die Übernahme d<S
gesamten persönlichen Schulaufwandes durch den Staat ist .
Neu ist ferner die Steuerhoheit der Kreise. Die Redner aller
Parteien gaben Lcm Wunsche Ausdruck , daß das Gesetz d >n
Gemeindeil helfen möge in der Erfüllung ihrer wichtigen wirt¬
schaftlichen und kulturellen Aufgaben. Nach Annahme der
Vorlage vertagte sich das Haus aus den Nachmittag.

Nach dem Gesetzentwurf über die WvhnungSabgabe soll von
bebauten Gru »dstücken , deren Gebäude vor dem 1. Juli 1918
sertiggestellt sind, für des Land eine jährliche Abgabe von l-4 Ai
des Steuerwertes erhoben werden, mit dem das bebaute
Grundstück zur Steuer vom Grundvermögen veranlagt ist. Zur
Zahlung verpflichtet ist der Eigentümer des Grundstücks bezw.
der Nutznießer. Die Gemeinden find verpflichtet, die Woh-
riungSabgabe »u verwalten und den auf das Land und di«
Wohnungsverbände entfallenden Anteil abzuliefern . Die Ge¬
meinden mit mehr als 10 000 Einwohnern werden innerhalb
der Amtsbezirke zu einem Gemeindeverband (Wohnungsver¬
band) zusammengeschlossen als Körperschaft des öffentlichen
Rechts. Die Organisation der Wohnungsverbände wird durch
Verordnung geregelt. Die von den Gemeinden mit mehr als
10000 Einwohnern und von den Wohnungsverbänden zu er¬
hebenden Pflichtzuschläge werden allgemein auf A A> de»
Sicuerwertes festgesetzt, mit dem das bebaute Grundstück zurSteuer vom Aebäudevermögen veranlagt ist. Die Befugnis ,mit Zustimmung des Staatsministeriums höhere Zuschläge zu
erheben, stehe auch den Wohnungsverbänden zu . Die Woh¬
nungsabgabe wird vom 1 . Oktober 1921 an erhoben . Sie ist
je zur Hälfte am 1 . April und 1 . Oktober jeden Jahres , erst¬
mals am 1. April 1922 fällig. Bis zum 1 . Oktober 1925 soll
zur Förderung der Wohnungsbeschaffung und der Siedlung
von Gemeinde» und Verbänden der Betrag aufgewendet wer¬
den , den sie voraussichtlich aus den Pflichtzuschlägen verzin¬
se« und tilgen können. Die hierfür nicht erforderlichen Be¬
träge werden nach Anordnung des Arbeitsministeriums stärker
belasteter Gemeinden und Verbände verwendet.

D2 . KarlSriche, 38. Juli . Der Schulausschuß des Landtageserklärte sich für di« Einrichtung der noch fehlenden zwei Klas¬
sen der Realschule in Schopfheim zu Beginn des neuen Schul -
jähres 1922. Weiter wurde ein Gesuch des GerneinderateS
Lörrach dahin verabschiedet, daß im nächsten Voranschlag die
Mittel für die V. Klasse der dortigen Realschule eingestellt wer¬
den sollen . Der Ausbau der Realproghmnasien Säckingen und

Waldshut wurde abgelehnt. Der Ausbau - er -Realschule Wie»,
koch wurde unter der Bedingung beschlossen, daß die Ge¬
meinde den persönlichen Aufwand übernimmt . Das gleiche gilt
hinsichtlich er Angliederung der 7. Klasse an die Realschule
Überlingen .

Schließlich fand folgende Resolution Annahme : Die Wün¬
sche der Gemeinden Waldshut , Säckingen, Breiten , Buchen,Triberg , Gernsbach, Achern und Hornberg auf weitere Aus¬
gestaltung ihrer Realanstalten sind unter der Voraussetzung
zu prüfen , daß die Gemeindeverwaltungen den durch die Er -
Weiterungen entstehenden persönlichen Aufwand voll überneh¬men . In gleicher Weise soll auch gegenüber gleichartigen Er «
Weiterungsansuchen anderer Gemeinden verfahren weä »en.

Lisenbabnverkebr .
Passionsspiele Freiburg . (Br . ) . r

Die aus Anlaß der Freiburger Passionsspiele auf Streck«
Offenburg —Freiburg —Basel und Freiburg —Neustadt Sonn «
tags , Mittwochs und Samstags gefahrenen Ergänzungöper -
sonen -Züge werden mit sofortiger Wirkung in Bedarsszüge
umgewandelt . Sie werden künftig nur noch gefahren, wenn bet
der Spielleitung eine entsprechende Anzahl Anmeldungen vonauswärts rechtzeitig vorliegen. Das Verkehren der Züge wir-
jeweils durch Schalteranschlag bekannt gegeben .

Neue Schnellzugsverbindung Amsterdam—Bafel S .B.B.
Der zur Bewältigung des Ferienverkchrs versuchsweise zwei¬mal wöchentlich zwischen Amsterdam und Basel S .B .B . lau «

sende Sonderzug 1 . und 2. Klasse verkehrt in der Richtung
Amsterdam—Basel vom 1 . August bis 10 . September und in
der Richtung Basel—Amsterdam vom 2. August b' S 12. Sep -
tember Werttags regelmäßig . Der Zug Amsterdam—Basel istan folgenden Samstagen : 6., 13., 20., 27. August, der Zug
Basel—Amsterdam an folgenden Montagen : 1 ., 8., 15., 22^>
29 . August als Gesellschaftssonderzug vorgesehen , an allen
übrigen Werktagen ist er mit SchnellzugLfahrkarten 1. und
2 . Klasse jedermann zugänglich. (Fahrplan siehe unter . Staats¬
anzeiger . ")

Grohkeuer in LöMngen .
Neustadt i . Schw., 28. Juli . In dem benachbarten Ort «

Lüfftngen wütet seit heute Nachmittag 1 Uhr ein großer Brand .Bereits ein Drittel des ganzen Städtchens ist dem Element
zum Opfer gefallen . Aus Donaueschingen wurde eine Hundert¬
schaft abkommandiert . Sämtliche Feuerwehren des Bezirk»wurden zur Hilfe aufgerufen . Löffingen ist ein Städtchen von
ungefähr 1300 Einwohnern und bekannt durch seine Stroh¬
flechtereien. Kaum sind die Schäden des großen Brandes in
Sunthausen geheilt, so werden durch diesen großen Brand in
Löffingen dem badischen Lande neue schwere Wunden ge»
schlagen. Große Aufregung hat sich des ganzen Bezirks be¬
mächtigt. Alles eilt herbei, um den bedrängten Bewohnern
Hilfe zu bringen . Die Löschärbeiten stoßen infolge des großen
Wassermangels auf große Schwierigkeiten. Nach den bis heute
Abend vorliegenden Nachrichten sind insgesamt 36 Häuser dem
Feuer zum Opfer gefallen. Der Brand soll in einer Bäckerei
entstanden sein . Nähere Feststellungen erfolgen noch. Von
Freiburg aus ist im Laufe des Nachmittags auch der 2. Ret -
tungszug der Fenerwehr sowie die Hundertschaft der Sicher,
heitspolizei unter Hauptmann Gräf , der s. Zt . auch die Auf»
räumungsarbeiten in Sunthausen leitete, abgegangen. Staats -
Präsident Trunk und LandeskommissarDr . Schneider, Haien sichim Automobil an die Brandstätte begeben . Viele andere maß¬gebende Persönlichkeiten suchen Löffingen auf .

V2 . Karlsruhe , 28. Juli . Staatspräsident Trunk hat sich im
Automobil nach Löffingen begeben , um an Ort und Stelle sich,über die Ausdehnung des großen Brandes zu informieren .

'Kurze Oacbricbten aus Baden.
Berkehrssperren.

Von der Sperre für Sendungen nach Stationen des besetz¬ten Gebiets mit Leitung über Bischofsheim find ausgenom¬men : Lebende Tiere , Lebensmittel ( einschl. Wein, Bier , Mine¬
ralwasser ), Futtermittel , Besatzungsgut und Umzugsgut.

Wochenkarte« znm Besuch des RheinbadeS in Maxau . Nach¬dem eine Wiedereinführung - er seit 1 . November 1917 aufge¬
hobenen Badekarten nach Maxau nicht mehr in Frege kommt,durch die Schalterabfertigung der zahlreichen Badbesucher aber
besonders in Karlsruhe -Mübchurg Schwierigkeiten entstehen,wird die Lösung von Wochenkarten empfohlen . Sie gelten füreine Woche von Sonntag , einschl. Samstag , berechtigen zu be-
liebig häufigen Fahrten an allen Tagen und stellen sich so
sck-on bei viermaliger Hin- und Rückfahrt billiger als gewöhn¬
liche Fahrkarten .

OD . Offenburg , 28. Juli . Der Bürgerausschuß nahm heut«die Wahl eines zweiten Bürgermeisters vor . Gewählt wurd«
Kandgerichtsrat Dr . Bührer aus Karlsruhe , welcher der sozial,
demokratischen Partei angehürt . Von 69 Stimmen wurden SS
für den Gewählten abgegeben , 3 waren ungültig.

Aus der Landeshauptstadt .
Konzerthan ». Eingetretener techn. Hindernisse wegen, kan»

am nächsten Sonntag die Erstaufführung der Operette »Da »
Hollandweibchen" nicht stattfinden. Dafür gelangt — um vielen
Wünschen und Anfragen gerecht zu werden — „Der Vogel-
Händler " zur Aufführung . Diese Vorstellung findet für daS
allgemeine Publikum statt.

Ltaatsanzeiger .
Neue SchnellzugSverbindnng Amsterdam —Basel S . B. B.
Die Züge der neuen Schnellzugverbindung (vergl. Nottzi

unter Bad . Übersicht ) verkehren in nachstehendem Fahrplan :
Amsterdam C. B . ab 7.47 vorm. holl . Zeit, Hilversum 8,2lh

Amersfoort 8 .44 (Anschluß von Rotterdam), Kefteren 9.27,
Nijmegen an 9 .52, ab 10.05, Cranenburg ab 11 .03 M .E .Z .,
Cleve 11 .17, Goch 11 .35 (Anschluß von Vliffingen—London) ,
Krefeld 12.27 nachm ., Köln-Süd 1 .46, Koblenz 3.20, Binger¬
brück 4.21, Mainz 5 .01 , Biebesheim 6 .57, Mannheim an 6 .34,
ab 6 .44, Karlsruhe 7.42, Baden-Oos 8.11, Offenburg 8.52, Frei¬
burg 10 .00, Basel Bad . Bf . an 11 .00, ab 11L5 , Bffel S .B .B,
11.45 nachm.

Basel S .B .B . ab 6.50 vorm., Basel Bad. Bf . 7 .00, ab 7.30, §
Freiburg ab 8L1, Offenburg 9.36, Baden-Oos 10.15, Karls » j
ruhe 10.46, Mannheim an 11 .40, ab 11.45, Worms an 12L0
nachm., Mainz 1 .10, Bingerbrück 1 .47, Koblenz 2.50, »Köln-S -üd
4L?, Krefeld 5.46, Goch 6.46 (Anschluß nach Vliffingen) , Cleve;
7.03, Cranenburg an 7 . 19, ab 7.49, Nijmegen holl. Zeit an
8 .31 , Kefteren 9.33, AmerSfoort 10.06 (Anschluß nach Rotter¬
dam ), Hilversum 10.29, Amsterdam 11 .03.



Smlttcbe Lekannlmscbung .
GestfieK««- der van - »«» Straßenfinchte« « »

der Englerfiraße und Zirkel detr.
In der Bezirksratssitzung vom 21. Juni 1921 wur¬

den gemäß §8 3. 5 des OrtSstraßengesetzeS vom IS.
Oktober 1908 die Straßen - und Baufluchten im Dau -
gebiet an der Euglerstraße und Zirkel nach Maßgabe
des Antrages des Stadtrates vom 30. März 1921 und
dem vorgelegten Plane festgestellt .

Der Plan liegt während zwei Wochen vom Tage
der öffentlichen Bekanntmachung an im Rathaus zur
Einsicht offen. A3S4

Karlsruhe , den 21 - Juli 1921 .
Bezirksamt . O -Z 109

MlWlW des KlewllibM.
Der Reichsfinanzminister hat zur Neuregelung der

Steuerabzugs den unten abgedruckten Erlaß heraus -
gegeben, der hiermit zur Beachtung veröffentlicht wird.
Gleichzeitig werden mit Wirkung vom 1. August 1921
an im Bezirke des Landesfinanzamts Karlsruhe für
den Steuerabzug die Wertanschläge der Sachbezüge
folgendermaßen festgesetzt.

L) Der Wert der freien Verköstigung
für über 17 Jahre alte männliche Arbeit¬

nehmer auf täglich . 7 R .
für unter 17 Jahre alte männliche und für

weibliche Arbeitnehmer auf täglich . . SM .
b>Der Wert der freien Wohnung (mit Bett¬

wäsche uswH
für alle Arbeitnehmer auf täglich . . . IM .

Werden diese Beträge nur teilweise gewährt , so find
die Anschläge entsprechend zu ermäßigen .

Karlsruhe , den 23. Juli 1921.
Landesfinanzamt

Abteilung für Besitz- nnd BerkeheSsrc » ern .
A. A. Ellstätter . r » cca.

Der Reichsminister der Finanzen
NI19246 .

Berlin , den 12 . Juli <921 .

All die LlnidesfllllWM .
1. Das vom Reichstag in der Sitzung vom 2. Juli 1921

Verabschiedete Gesetz über die Einkommensteuer vom
Arbeitslohn, dessen Inkraftsetzung für den 1 . Januar 1922
in Aussicht genommen ist, sieht im § 46 Abs . 2 eine
Ermäßigung de» von dem Arbeitslohn des Arbeit¬
nehmers einzubehaltenden Betrages von 10 vom Hun¬
dert in zweifacher Richtung vor. Einmal ermäßigt sich
der einzubehaltende Betrag von 10 vom Hundert um
die in Z 26 Abs . 1 und 2 E . St . G . vorgesehenenBeträge .
Daneben tritt künftighin bei sämtlichen Arbeitnehmern
— unter Wegfall der Unterscheidung zwischen ständigen
und unständigen Arbeitnehmern — zur Abgeltung der
«ach 8 13 E . St . G . zulässigen Abzüge eine weitere Er¬
mäßigung des einzubehaltcnden Betrages von 10 vom
Hundert des Arbeitslohnes ein und zwar :

») im Falle der Zahlung des Arbeitslohns nach
Stunden um 0,15 M . für je zwei angefangene oder
volle Stunden ,

b> im Falle der Zahlung des Arbeitslohns nach Tagen
um 0,60 M. täglich ,

c> im Falle der Zahlung des Arbeitslohns nach Wochen
um 3,60 M . wöchentlich ,

6) im Falle derZahlung des Arbeitslohns nach Monaten
um 15 M . monatlich.

Das Gesetz läßt also nicht mehr die einzelnen im
ß 13 au geführten Beträge in ihrer tatsächlichen Höhe
zum Abzug vom Arbeitslohn zu, es setzt vielmehr an
Stelle der sämtlichen nach 8 13 zulässigen Abzüge, als
welche für Arbeitnehmer in der Hauptsache die zur Er¬
werbung Sicherung und Erhaltung der steuerbaren Ein¬
künfte gemachten Aufwendungen (Werbungskosten
Abs . 1 Nr . 1> sowie Beiträge nach Abs . 1 Nr . 3, 4, 5
und 6 in Betracht kommen, einen den einzubehalten-
Len Steuerbetrug mindernden Pauschalsatz von 180 M.
jährlich fest .

Gemäß Abs. 2 des mit dem 1 . April 1921 in Kraft
aetretenen Artikels HI gilt bei einem den Betrag von
24000 M . jährlich nicht übersteigenden gesamten steuer¬
baren Einkoinmen die Einkommensteuer vom Arbeits¬
lohn für die Zeit vom 1 . April 1921 bis zum Inkraft¬
treten des Ee tzes durch den für diese Zeit Vorschrift»,
mäßig bewirken Steuerabzug als getilgt, und gemäß
Abs . 3 a . a . L . werden bei einem den Betrag von
24000 M . jährlich übersteigenden gesamten steuerbaren
Einkommen auf die endgültige Einkommensteuer für
das Rechnungsjahr 1921 die in der Zeit vom I. April
1921 bis zum Inkrafttreten des Gesetzes von dem
Arbeitslohn einbehaltenen und vorschriftsmäßig ver¬
wendeten Beträge angerechnet. Artikel IN Abs. 1 gibt
die entsprechenden Qbergangsvorschriften. Danach
treten die Ermäßigungen des oben wiedergegebenen
§ 46 Abs . 2 Nr . 3 bei jeder Lohnzahlung ein . die nach
dem 31. Juli 1921 erfolgt . Es find also bei jeder nach
dem 31. Juli 1921 erfolgenden Lohnzahlung die oben
genannten Beträge von dem nach Berücksichtigungdes Familienstandes einzubehaltenden Betrag von
10 vom Hundert des Arbeitslohns abzusetzen.
Diese Ermäßigungen sind jedoch in der Zeit vom
1 . April 1921 bis zum 31 . Juli 1921 noch nicht vorge¬
nommen worden. Deshalb ist bestimmt , daß sich in
denjenigen Fällen , in denen Abzüge im Sinne des 8
13 nicht schon bei dem Steuerabzug in der Zeit vom
1 . April 1921 bis 31 . Juli 1921 berücksichtigt sind , zum
Ausgleich dieser Abzüge die in § 46 Abs . 2 Nr . 3 vor-
gesehenen Ermäßigungen für den in der Zeit vom
1 . August bis 31. Oktober 1921 gezahlten und bis zum31 . Oktober 1921 fällig gewordenen Arbeitslohn ent-
sprechend erhöhen, und zwar :

») im Falle der Zahlung de» Arbeitslohns nach
Stunden auf 0.40 M . für je angefangene oder
volle zwei Stunden ,

bl im Falle der Zahlung des Arbeitslohn» nachTagen
auf 1,40 M - täglich,-l im Falle der Zahlung des Arbeitslohns nach
Wochen auf 8M M : wöchentlich ,

<l) im Falle der Zahlung des Arbeitslohn» nachMonaten auf 35 M . monatlich.H Nach Ziffer 2 des Erlasses vom 25. August 1920
— IN 22205 — (Bekanntmachung vom 1 . Sept . 1920
Zentralblatt für da» Deutsche Reich 1920. S . 1403 )»leiben von dem Steuerabzug bi» auf weiteres frei
besondere Entlohnungen für Arbeiten, die über die
kür den Betrieb regelmäßige Zeit hinaus geleistet tour-
den. Die Gründe wirtschaftlicher Natur , die für den
Erlaß maßgebend waren, treffen für die Jetztzeit nicht

« ehe zu- E* Wad deshalb der Erlaß vom 1. Aagnst
1921 a« aufgehoben, von diesem Zeitpunkt ab unter¬
liege« auch die au » der Leistung von Überstunden,
Überschicht« ». SonntagSarbeit und sonstiger, über die
regelmäßige Arbeitszeit hinauSgehendea Arbeitsleist¬
ungen erretten Löhne usw. dem Steuerabzug .

Unter Berücksichtigung der vorstehend unter Ziffer 1
nnd ll niedergelegten Gesichtspunkte ergibt sich für den
Steuerabzug vom 1. August 1921 an folgende Neu¬
regelung :

1. Bon dem Arbeitslohn der ständig beschäftigten
Arbeitnehmer — einschließlich der Löhne aus der Leistung
von Überstunden, überschichten usw. — hat der Arbeit¬
geber gemäß 8 45» de» geltenden Gesetze» bei jÄwr
Lohnzahlung 10 vom Hundert de» Betrages einzube-
haltrn , um den der Arbeitslohn

»> im Falle der Berechnung de» Arbeitslohns nach
Tagen 4 M . für den Tag .

b) im Kalle der Berechnung de» Arbeitslohn » nach
Wochen 24 M . für die Woche.

ch im Falle der Berechnung de» Arbeitslohn » nach
Monaten 160 M . für den Monat übersteigt.

2 . Der gleiche Betrag ist abzugkfrei zu belassen für
die zur Haushaltung zählende Ehefrau de» Arbeit¬
nehmers (8 45 » Abs . 1 ) .

3. Der dem Steuerabzug nicht unterworfene abzugs¬
freie Teil des Arbeitslohns erhöht sich für jede» zur
Haushaltung des Arbeitnehmer» zählende minderjährige
Kind

») im Falk der Berechnung des Arbeitslohn» nach
Tagen um 8 M . für den Lag.

l») im Falle der Berechnung de» Arbeitslohn» nach
Wochen um 36 R . für die Woche,

c) im Falle der Berechnung des Arbeitslohns nach
Monaten um 150 M. für den Monat <8 45 » Abs. 2 ).

4. Dazu tritt vom 1. August 1921 an
») in den Fällen , in denen Abzüge nach § 13 E St .G.

schon in der Zeit vom 1 . April 1921 bi» zum
31 . Juli 1921 berücksichtigt worden find , eine
Ermäßigung de» nach vorstehender Ziffer 1—3
Och berechnenden Steuerabzugsbetrages von 10
vo > Hundert

um 0,60 M. täglich im Falle der Zahlung deS
Arbeitslohns nach Tagen ,
um 3,60 M . wöchentlich im Falle der Zahlung
des Arbeitslohns nach Wochen ,
um 15 M . monatlich im Falle der Zahlung des
Arbeitslohns nach Monaten ;

d> in den Fällen , in denen Abzüge nach § 13 E .St .G.
in der Zeit vom I . April 1921 bis 31 - Juli 1921
nicht berücksichtigt worden sind, eine Ermäßigung
des nach obigcr Ziffer 1 bis 3 sich berechnenden
Steuerabzugsbetrages von 10 vom Hundert für
den in der Zeit vom 1 . August 1921 bis 31 . Ok¬
tober 1921 fällig gewordenen Arbeitslohn
-»> um 1,40 M . täglich im Falle de» Zahlung des

Arbeitslohns nach Tagen ,
S- um 8,40 M . wöchentlich im Falle der Zahlung

des Arbeitslohns nach Wochen ,
um 35 M . monatlich im Falle der Zahlung deS
Arbeitslohns nach Monaten .

Bei jeder nach dem 31. Oftober 1921 erfolgenden
Lohnzahlung beschäftigter Arbeitnehmer kommen auch
in diesem Falle zur Abgeltung der nach § 13 E .St .G . zu¬
lässigen Abzüge nur die Beträge des 8 46 Abf . 2 Nr . 3
zu 0,60 M ., 3,60 M . oder 15 M . in Frage .

5 Dagegen sind vom 1 . August nicht mehr vom
Arbeitslohn abzusetzen :

») die Beiträge zur Kranken-, Unfall », Haftpflicht-,
Angestellten-, Invaliden - und Erioerbslosenver-
vrrsicherungs-, Witwen-, Waisen - und Pensions¬
kassen, sowie Beiträge zu öffentlichrechtlichen Be¬
rufs - oder Wirtschaftsvertretungen , soweit sie vom
Arbeitgeber entrichtet und zu Lasten deS Arbeit¬
nehmers verrechnet werden,d) sonstige Abzüge nach 8 13 E .St .G , insbesondere
für Werbungskosten. In den Fällen jedoch, in
denen Arbeitnehmer von dem Finanzamt eine
Bescheinigung darüber erhalten haben , daß beim
Steuerabzug höhere Abzüge als 1800 M . jährlich
zu berücksichtigen find, treten diese höheren Abzüge
an Stelle der in Ziffer 4 » genannten Beträge .

8- Den unständig beschäftigten Arbeitnehmern ist
von dem Arbeitgeber bei jeder Lohnzahlung 10 vom
Hundert des Arbeitslohnes einzubehalten ( 8 1 c der
vorläufigen Bestimmungen vom 28- Juli 1920) mit der
Maßgabe , daß bei den Lohnzahlungen nach dem
31 - Juli 1921 bis zum 31 . Oktober 1921 sich der ein¬
zubehaltende Betrag oder der vom Finanzamt auf Be¬
scheinigung zugelassene geringere Betrag um 0,40 M.
für je zivei «»gefangene oder volle Stunden und bei
den Lohnzahlungen nach dem 31 . Oktober 1921 um
0,15 M . für je zwei angefangene oder volle Stunden
ermäßigt .

7. Im übrigen bleiben die zur Durchführung deS
Steuerabzuges vom Arbeitslohn erlassenenAnordnungen
unberührt wobei nochmals darauf hingewiesen wird,
daß , soweit durch Bescheinigungen der Finanzämter die
Berücksichtigung höherer Werbungskosten als 1800 M.
jährlich bei dem Steuerabzug zugelassen worden ist» eS
bis auf weiteres bei dieser Regelung verbleibt.

Zur Erläuterung füge ich folgende Beispiele an :
1 . Bei einem verheirateten ständigen Arbeitnehmer

mit 4 minderjährigen Kindern , bei dem Abzüge
nach 8 13 E .St .G . schon bisher berücksichtigt wor¬
den sind , würde sich zum Beispiel bei einem Wochen¬
lohn von 350 M . der Steuerabzug bei der Lohn¬
zahlung am 6 . August 1921 wie folgt gestalten :
Wochenlohn . 350,00
davon abzugsfrei (2 x 24 4 x 36) —_ 192.00 ,

Rest . . . 158,00 M.
hiervon 10 vom Hundert — 15M ,Davon ab zur Abgeltung der Abzüge

nach 8 13 E . St . « . . . . . . . 3,60 »
Demnach einzubehalten . 12M M.

2. Bei einem verheirateten ständigen Arbeitnehmer
mit 2 minderjährigen Kindern , bei dem Abzüge nach
8 13 E . St . G - bisher noch nicht berücksichtigt worden
sind , würde sich der Steuerabzug bei einem Wochen -
lohn von 280 M . gestalten wie folgt :

») für die Lohnzahlungen in der Zeit vom 1 . August
1921 bis 31 . Oktober 1921 für den bis zum 31 . Ok¬
tober 1921 fällig gewordenen Arbeitslohn :
Wochenlohn . 280,00 M ..davon abzugsfrei (2 x 24 2 x 36) — 120,00 „

Rest . . . 160,00 „
hiervon 10 vom Hundert — 16,00 .

Davon ab zur Abgeltung der Abzüge
nach § 13 E . St . G. . . . . 8,40 ,

Einzubehalten . . 7,60 M -,

d) für die Lohnzahlungen nach dem 31. Oktober 1921
1V vo« Hundert - 16H0 M. (wie oben), davon
ab zur Abgeltung der Abzüge nach
8 13S . St . S . 3.60 M
Einznbehalten . 12.40 M.

3. Unständige Arbeitnehmer mit 3' /, Stunden Ar¬
beitszeit und 19 M . Lohn:

Einzubehalten 10 vom Hundert — . 1,90 M,davon ab zur Abgeltung der Abzüge
nach § 13 E . St . G . in der Zeit
zwischen dem 1. August 1921 und
31 . ^ ^ -Oktober 1921

Einzubehalten
0,80

. 1,10 M.
In der Zeit nach dem 31 . Oktober 1921 gehen von

dem Betrage von 1,90 M. nur ab 2 x 15 --- OM M,
s» daß 1,60 M - einzubehalten sind.

Ich ersuche um weitgehende Bekanntgabe deS Er¬
lasse» in dem dortige« Blicke und um weitere Wei-
sm»g au die Finanzämter .

gez- vr . Wirth . g .365

Llacilirckes Konrentkaus .
Linustag , den 30 suli . 7 vllr . ßlk 12 .20.

lllv siksu im Hermelin .
3« 31. nackn ». 2'/,* : Die Lsarckrsknrslio. (8.70.H abends
6^ , : vor VogeltiSnckler . (16.20) — Oie 2.' : 2um
ersten dlale - vor tivllaockweidcdea. Operette in
cloei Wirten van I -eo 8tein und Rein sen -
bscll . Llusilc von Brnmericb Kalwän . 7. (1620 .)— Lli. 3 * : Die kos « von Ltambal . 7. (12.20.) — vo .
4 .* : Dos Bollarulweidcken . 7 . <12 .20.) — kr - 5 : Volks¬
bühne - B 4. Der Voxeldüackler. 7 . — 8a . 6 . :* Da»
ktallnnäweibcden . 7. (1220 .) — 8o . 7., nacbrn . 2*/, * :
Oie fira« im Hermelin . (8.7H, abends 6' /, vbr : Dos
lkollnnckneidclien. <16 .20.) K386

Umtausch der Vorsugskarten uncl Vorkaufsrecht
dbr Inhaber von Vorrc^ skarten am Lamstas , «len
39., nachmittags */,4 —5 Okr » allgemeiner Verkauk
von ü-lontag , cien I . an . K . l

r »»»tk»n <IIun» o»1 N»I»»»»t»I»rIK J812
«MM. üsKM. NS
IVarnIbilllöi'Lvkmuvk

- kiiäei'sinl' Llimungen

fahrt »nrli ». bis KAitlii » jeder Oattung , auch
ölädcben . Helig. Brriebunx . Oewinn an üeit ,

I kreise mLLig . Ni «dl, Sismarokslr . 69. K 478

HLsi >Isi »u !kv (ksrlvi, ) .
In der auksrordentlicben Oeneralversammlung

vom 28. lull 1921 wurde die Llllöllung des Grund¬
kapitals um

1»
beschlossen durch Ausgabe von :

17000 Ltück neuen auk den Inhaber lautenden
Ltammaktien ru je Llk. 1000 .— mit vividendenbe -
recktigung vom 1 . füll 1921 und von

3000 Ltück auk den Hamen lautenden , künd¬
baren Vorzugsaktien ru je lAK. 1000.— mit auk ein¬
zelne bestimmte Halle beschränktem sechsfachem
Ltimmrecht -

Von den neuen Ltammaktien werden 15000
Ltück den alten Aktionären ru folgenden Bedingungen
rum Lerug angedoten :

1 . ver kerug «I«r neuen Aktien mufi in der 2eit
vom IS. August bi» 3 . September 1921 einscblieö -
lich , erfolgen und rwar bei einem der Bank¬
häuser :
kksinisek « Lreilitdank, ssilisls flsrlrruk «,8al . vppenkeim jun . L vo. , Köln ». Mi .,
Direktion,1erVireontogervliselmft, frankkurt ». dl.,
Direktion «ler Disoontogssellsckatt» Dsriia,
Veit l.. llomdorger, tlarlsruke ,
Ltrau» L Li»., Karlsruhe.

^ uk je 4 alte Aktien von kckk. 1000 .—
kSnnen 3 neue Aktien vom LIK. 1000 .— rum
Xurse von 105 */, bsrogen werden . Den
Schluöscheinsternpei hat der Besteder ru
tragen .

vis volle Binrahlung muL spätestens am
3. Lepternder 1921 erlogt sein.

2 . Lei der Anmelckungsind die alten Aktien ohne
vividendensckeine einrureicken . vis alten
Aktien , für die das Lerugsreckt ausgeübt ist,
werden gestempelt und rurückg ^ -eben .

Karlsruhe , den 28. full 1921 . L477
ML8vkinvnbLugs8el >8vkLft KLI-KfllKv.

Der v«r»tai«l :
vr . Vöderlein . Lrrmisch .

Forderungen
ansgeklagte und unauSge.
klagteauf alle Plätze kaufen

Lnng « 4- <Lo., Berit » .
Brückenftraße 6a . fK.479

WMliche Aechtspfle-r.
»- Streitige Gerichts»»rkeit.

Y .3552 .I Karlsruhe. Die
Ehefrau de» Schuhmacher»
Georg Leouhar» genannt
Friedrich Müller, Katharina
gch . JSrder in Künzrlsau ,

Prozeßbevollmächtigter :
LArchtsanwalt vr . Kull-
mann in Karlsruhe , klagt
gegen ihren Ehemann Ge¬
org Lcoahard genannt Fried¬
rich Mütter, früher zu Pforz¬
heim, zur Zeit unbek« i» t

wo , unter der Behauptung
daß der Beklagte sich i«
September 1905 unbekannt
wohin entfernt und sich
seit dieser Zeit nicht mehr
um seine Frau und vier
Kinder gekümmert habe,
mit dem Anträge auf Schei-
düng der am 26 . November
1898 in Ziegelhausen ge¬
schloffenen Ehe aus Ver¬
schulden deS Beklagten und
Verurteilung des Beklagten
zur TraGung der Kosten.
Die Klägerin lädt den Be¬
klagten zur mündlichen
Verhandlung deS Rechts¬
streits vor die II . Zivil¬
kammer deS Landgerichts
zu Karlsruhe auf Feeitäg ,
den 18. November ISS1,
vormittags S^/, Uhr, mit der

Aufforderung , sich dnrch
einen bei diese« Gerichte
zngelaffenen Rechtsanwalt
als Prozeßbevollmächttgte«
vertrete» zu lasse«.

Karlsruhe , 27. Juli 1921 .
Der Grrichtsschrrib «

de» bad. Landgericht».

»kiMem
vrlwiitmtzMgsi
Mel - raiWlz.
Das Korstamt Herr « »«

wie» in Forbach (Badens
verkauft freihändig 4839
Fstm. Radellangholz (Ta.
und Fi .) und zwar Stäm¬
me Fstm. : I 83, H 271 ,
III 581, IV 780, V 1407,
VI 550 ; Abschnitte : I 63,
II 285 , HI 200. Losver .
zeichniffe u . nähere Aus »
kunft durch das Forsta « t»
Angebote werden bis Don¬
nerstag , den 11. Augnfh
erbeten. U292L

Bauarbeiten , RoPau für
ein Magazinsgebäude i»

Werkstätteamt Durlach
nach Finanzministerial -

verordnung vom 3 . Jan .
1907 öffentlich zu verge¬
ben : Erd - und Maurer¬
arbeiten , Steinhauerarbei¬
ten rot, Zimmerarbeiten
(beil . 120 cbm ) , Schlosser-^
Blechner, und Dachdecker¬
arbeiten . Zeichnungen, Be-
dirignisheft und Arbeits¬
beschriebe soweit Vordrucke
vorhanden, auf unser »
Büro Wartesaal Graben -
Maxaubahnhof Personen¬
bahnhof Karlsruhe zur
Einsicht ; dort auch Abgabe
der Angebotsvordrucke. An.
geböte verschlossen , postfrei
mit der nötigen Aufschrift
bis längstens Montag »
den 8. August 1921 , 19
Uhr vorm^ bei uns einzu-
reichen. Zuschlagsfrist 4
Wochen . U.3272 i
Karlsruhe , 25. Juli 1921,

Bahnbauinspektiou L.

Hochbau arbeiten für die
Erstellung von Abortge-
bäuden in der Haupt¬
werkstätte Karlsruhe nach
Finanzministerialverord -

nung vom 3 . Januar 1907
zu vergeben : Erd - und
Maurer - , Kunststeinarbei¬
ten (Betonbänke " . Eäür -
ze) , Zimmer -, Blechner-»
Dachdecker -, Verputz- ,
ser >. Schreiner -, Schlosser-,
Anstreicher, und Jnstalla »
tionsarbeiten . Pläne und
Bedingnishest auf unse¬
rem Baubüro im Hof«
des Verwaltungsgebäude »
der HauptwerksMte , Ein¬
gang Wielandstratze, vo«
8—12 Uhr vormittag » zur
Einsicht . Dort auch Ab¬
gabe der Ungebotsvordrucke.
Kein Versand nach aus¬
wärts . Angebote verschlos¬
sen und mit der nötige»
Aufschrift bi» längsten» 9.
August 1921, 19 Nhr vor-
mittags , an das Baubür «
Hauptwerkstätte einzurei
chen. V286 .2 I
Zuschlagsfrist 3 Wochen .

Karlsruhe , 20. Juli 1921 .
Hochbau büro der Elsrn -

bahugeneraldirektio ».

üchWchllse.
Wir suchen znm baldi¬

gen Eintritt einen tüchti¬
gen, gründlich auSgebilde-
ten K.480

DsslülMsM
der möglichst eine mehr¬
jährige Tätigkeit im Spar -
kaffenfach Nachweisen kann.

Die Besoldung erfolgt
je nach Vorbildung u . Lei¬
stung nach Gruppe 5 bz. 6.

Bewerbungen mit Le¬
benslauf und Zeugnisse»
umgehend erbeten.

Zell im Wiesental,
den 23. Juli 1921 .

Der VerwaltungSratder
Bezirtssparkasse Zckl i. A -

Dadifch - Vfittrlfche»
Gntervrrkrlir .

Mit sofortiger Gültigkeit
wird der Frachtsatz d«O
AusnahmetarisS 4 a für
rohe Gipssteine von 859
auf 281 Pfg . ermäßigt .

Karlsruhe , 28. Juli 1921,
v? ik »bahu - Grneraldirektio ».
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